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schwerpunkt
Schwerpunkt Jugend und Gewalt
Umfassender Ansatz für ein komplexes  
Phänomen
Vielschichtige Probleme erfordern vielschichtige Ant-
worten. Die Eidgenössische Kommission für Kinder-
und Jugendfragen EKKJ begrüsst deshalb die differen-
zierte und fachlich fundierte Herangehensweise an 
eine Politik der Gewaltprävention im vorliegenden 
Bericht des Bundesrats – denn eine sichere Erkenntnis
gibt es: Gewalt von Jugendlichen ist ein komplexes
Phänomen. Sozioökonomische Benachteiligung, man-
gelnde berufliche Perspektiven, schwierige Familien-
situation, Schulprobleme, Gewaltakzeptanz in der 
Gesellschaft, allgegenwärtige Gewaltdarstellungen
und Sexismus sind mögliche, aber nicht zwingende 
Risikofaktoren.
Luca Cirigliano 
Mitglied der EKKJ 
Gewalt – von Jugendlichen, aber nicht nur – ist ein kom-
plexes, multifaktorielles soziales Phänomen, eine ei-
gentliche soziologische «Black Box». Gesellschaft, Poli-
tik und Vereine müssen darauf eine ganzheitliche, aus-
holende und artikulierteAntwort geben.Die Illusion, es
könnte schnelle und vor allem kostengünstige Lösun-
gen geben, die innerhalb von kurzer Zeit statistisch re-
levante Ergebnisse zeigten, lässt der Bericht, zu Recht,
gar nicht erst aufkommen.
1 Eidg. Justiz- und Polizeidepartement EJPD, Jugendgewalt. Bericht des
EJPD vom 11. April 2008. Bern 2008. www.ejpd.admin.ch/etc/medialib/
data/kriminalitaet/jugendgewalt.Par.0014.File.tmp/ber-jugendgewalt-
ejpd-d.pdf
2 Martin Killias et al., Swiss Crime Survey. Die Kriminalität in der Schweiz
im Lichte der Opferbefragung von 1984 bis 2005, Bern 2007. 
3 Ribeaud D., Eisner M., Entwicklung von Gewalterfahrungen Jugend-
licher im Kanton Zürich. Zürich 2008. 
Der Bericht geht in die richtige Richtung: Eine sorg-
fältige Analyse der Ist-Situation wird begleitet durch
ein Inventar der bereits von den verschiedenen födera-
listischen Akteuren der Schweizer Jugendpolitik ange-
botenen präventiven Instrumente. Ebenfalls wird auf
den Bericht «Jugendgewalt»1 des EJPD vom 11.4.2008
hingewiesen, der vor allem konkrete Massnahmen re-
pressiver Natur vorschlägt, beispielsweise im Migra-
tionsrecht und in der Verfahrenskoordination. In die-
sem Sinne ist es dringend zu begrüssen, dass mit dem
vorliegenden Bericht der Schwerpunkt nun auf die Prä-
vention gelegt wurde und durch den Einbezug von Ex-
pertinnen und Experten auch auf fundiertes Fachwissen
zurückgegriffen werden konnte.
Gesicherte Statistiken sind für die Gesetzgebung eine
wichtige Möglichkeit zur Darstellung der Realität – am
wichtigsten ist jedoch, das Phänomen «Jugend und Ge-
walt» und insbesondere die Ängste in der Bevölkerung
ernst zu nehmen. Diese Angst hat wenig mit der tat-
sächlichen Gefahr zu tun, die von Jugendlichen ausgeht.
Der Bericht erwähnt die negativen Auswirkungen von
«ungebührlichemVerhalten» wieVandalismus oder Lit-
tering auf das allgemeine Sicherheitsgefühl. Er stellt
zugleich fest, dass Verstösse gegen Anstands- und
Benimmregeln keineswegs nur bei Jugendlichen anzu-
treffen sind. Damit wirkt er der verbreiteten Stigmati-
sierung der Jugendlichen als Störenfriede im öffentli-
chen Raum ein Stück weit entgegen. 
Grundsätzlich ist jede durch Präventionsarbeit nicht
verhinderte Gewalttat eine zuviel – selbst wenn natür-
lich eine gewaltfreie Gesellschaft Illusion bleiben wird.
Ebenso wichtig ist jedoch, das Sicherheitsgefühl in der
Bevölkerung zu stärken und die Jugendlichen nicht kol-
lektiv in die Rolle des Sündenbocks für diffuse Ängste
zu drängen. Dazu muss der Dialog zwischen den Gene-
rationen gefördert werden.
Jugendliche sind nämlich auch häug Opfer von
Gewalt, sowohl von anderen Jugendlichen wie von Er-
wachsenen. In aller Deutlichkeit ist festzuhalten, dass
auch Erwachsene – nicht zuletzt innerhalb der Familie
– Kindern und Jugendlichen mit Gewalt begegnen. 
Gewalt an (und von) Jugendlichen ist ein ernstzuneh-
mendes Problem, das die Gesellschaft stark beschäftigt –
dass nun endlich eine jährliche Dunkelfeldforschung mit
einem konkreten Zeitplan geplant wird, ist dringend zu
begrüssen. Sie wird die bereits bestehenden kriminologi-
schen Arbeiten von Martin Killias2 und Manuel Eisner/
Denis Ribeaud3 ergänzen und explizit auf jugendliches
Gewaltverhalten in der ganzen Schweiz hin ausbauen.
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Unabhängig davon müssen aber bereits jetzt Antworten
gesucht werden – gerade auch im präventiven Bereich.
Erstmalige Inventarisierung existierender
Massnahmen
Systembedingt fokussiert sich der Bundesratsbericht
auf die Handlungsfelder in Bundeskompetenz. Trotz-
dem ist zu begrüssen, dass der Bericht auf die bereits
realisierten Projekte auf anderen Ebenen eingeht. Die
EKKJ kritisiert an dieser Stelle, dass viele Kantone bis
heute ihren Handlungsspielraum in der Gewaltpräven-
tion bei weitem nicht ausschöpfen.Gewalt ist, wie durch
den Bericht gezeigt wird, von verschiedenen Faktoren
abhängig: So sind zum Beispiel ein übermässiger Alko-
holkonsum, autoritäre und patriarchale Familienstruk-
turen oder Armut Risikofaktoren, die (vor allem bei
Knaben) zu jugendlichem Gewaltverhalten führen kön-
nen. Mittagstische und private Vereine, wie beispiels-
weise Sportclubs oder Jugendverbände, leisten hier auf
lokaler Ebene einen konkreten Beitrag zur Verhinde-
rung von Gewalt, indem sie Kindern und Jugendlichen
sichere Freizeitstrukturen bieten – oft ganz ohne (nan-
zielle) Hilfe kantonaler Stellen. 
Gewisse Kantone sind auch konzeptionell weiter als
andere:An dieser Stelle sei der Kanton Basel-Stadt spe-
ziell erwähnt, der bereits im Jahre 2003 einen Bericht mit
vertiefter Problemanalyse verfasst hat; dass der Bericht
des Bundes auf dieses kantonale Know-How zurück-
greift, ist zu begrüssen. Der vorliegende Bericht hätte
aber klarer darauf hinweisen sollen, dass in vielen Städ-
ten und Gemeinden – oft aus nanziellen Gründen – kei-
ne spezische Gewaltprävention betrieben wird. Diese
völlig unbefriedigende Situation ist häug auf die unzu-
reichenden innerkantonalen Finanzausgleichsüsse zu-
rückzuführen. Gerade Agglomerations-Gemeinden, die
wegen ihrer ungünstigen sozio-ökonomischen Parameter
am stärksten mit dem Problem konfrontiert sind, haben
wegen eines ungenügenden Steuersubstrats kein Geld,
um Präventionsarbeit zu leisten. Es muss Aufgabe der
Kantone sein – sofern sie das nicht bereits tun4 – für ei-
nen Ressourcenausgleich zu sorgen, der diese Gemein-
den spezisch unterstützt. Die EKKJ weist ausserdem
erneut ausdrücklich auf die Koordinationsbedürfnisse
zwischen den einzelnen Angeboten hin: Bund und Kan-
tone sollten das «Ein-Schalter-Prinzip» einführen. Hier
wäre vom Bericht mehr Mut zu erwarten gewesen. 
Konkreter Handlungsbedarf 
Nur eine sehr kleine Minderheit der Jugendlichen
fällt in der Schweiz durch gewalttätiges Verhalten auf.
Dieser Schluss, zu dem auch der Bundesrat in seinem
Bericht kommt, steht im Gegensatz zur grossen öffent-
lichenAufmerksamkeit und hohen Priorität desThemas
in der politischen Agenda. Gewalttätiges Verhalten ist
nur eine mögliche Reaktion von Kindern und Jugend-
lichen auf ein schwieriges Umfeld oder eine proble-
matische persönliche Entwicklung – viele Jugendliche
reagieren beispielsweise mit psychischen Erkrankungen
darauf. Die EKKJ begrüsst, dass viele im Bericht er-
wähnte Präventionsmassnahmen allgemein auf die Ver-
meidung problematischer Entwicklungen ausgerichtet
sind.Die politische Fokussierung auf das Gewaltphäno-
men darf jedoch nicht dazu führen, die Gefahr anderer
problematischer Entwicklungen und deren Prävention
zu ignorieren. Es wäre ein fatales Signal, wenn Kinder
und Jugendliche nur dann Hilfe erwarten könnten,
wenn sie drohen, gewalttätig zu werden. Ganzheitliche
Ansätze sind deshalb zu begrüssen. 
Wie der Bericht aufzeigt, ist einer der grössten Resi-
lienzfaktoren das Bereitstellen von möglichst frühen
Betreuungsangeboten5 wie Krippen und Spielgruppen.
Sie können selbst Kindermit einem ungünstigenRisiko-
prol gegen späteres Gewaltverhalten rüsten.Auch Ta-
gesstrukturen wie Vor- und Nachbetreuung während
der obligatorischen Schulzeit gehören zu den besten
Methoden, jugendliches Gewaltverhalten gar nicht erst
entstehen zu lassen. Leider weisen aber noch die we-
nigsten Kantone eine (früh-)schulische Infrastruktur
auf, die solchen Erkenntnissen Rechnung trägt. HAR-
MOS mit dem obligatorischen Kindergarten sollte nun
schnell umgesetzt werden und möglichst bald um ein
ächendeckendes und qualitativ gutes Angebot von fa-
milienergänzenden Tagesstrukturen ergänzt werden.
Die Familie kann – bei sozio-ökonomischer Benach-
teiligung oder gar Armut, ungeeignetem (gewalttätigen
oder zu nachgiebigen) Erziehungsstil oder Probleme
bei der Wertevermittlung – bei Kindern und Jugend-
lichen gewaltfördernd wirken. Deshalb sind Interventi-
onen im Familienbereich nötig. Hier hält sich der Be-
richt leider mit konkreten Forderungen zurück. Alle
Kantone sollen die Elternberatung verstärken und die-
se auch spezisch für MigrantInnen anbieten. Die EK-
KJ begrüsst zudem die Forderung von pro-aktiven, die
Eltern und Kinder im eigenen Umfeld aufsuchenden
Strategien. Es gibt auchWege auf der normativen Ebe-
ne (z.B. kantonale Schulgesetze), Eltern in der Erfül-
lung ihrer Erziehungspichten zu unterstützen – Mass-
nahmen, die aber durch geeignete (Schul-)Sozialarbeit
begleitet werden sollten. 
Strukturelle Probleme bei Migrantenfamilien, die lei-
der häug zu den sozio-ökonomisch benachteiligten
4 Vgl. z.B. zur geplanten Lektionenzuteilung mit Sozialindex an Aargauer
Schulen www.ag.ch/bildungskleeblatt/de/pub/sozialindex.php
5 Ein gutes Beispiel ist das vom Kanton Basel Stadt geplante Konzept Früh-
deutsch für Migrantenkinder. Siehe: www.aller-anfang-ist-begegnung.ch/
mix15-fruehe-foerderung
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Schichten gehören, können zusätzlich mit den Instru-
menten des Ausländergesetzes (z.B. Einbindung von
begleiteten Erziehungsmassnahmen in die Integrations-
vereinbarungen) und speziell ausgebildeten Lehrperso-
nen angegangen werden.Auch die im Bericht erwähnten
Mentoring-Modelle sind für die EKKJ erfolgverspre-
chend. Vorsicht ist nur bei der so genannten «innerge-
meinschaftlichen Mediation» geboten: Auf diese Weise
können sich nämlich bereits existierende Desintegra-
tionsphänomene noch verstärken, wie in neuerer For-
schung überzeugend dargelegt wird.6 Der schulischen,
beruichen und sozialen Integration von Kindern und
Jugendlichen, gerade auch mit Migrationshintergrund,
muss oberste Priorität zugestanden werden.
Kommt es zu Aufsehen erregenden Gewaltakten Ju-
gendlicher, wird in den Medien jeweils rasch themati-
siert, ob der Konsum gewalthaltiger Medieninhalte eine
kausale Ursache von Übergriffen sei. Die EKKJ be-
grüsst die differenzierte wissenschaftlicheAuseinander-
setzung des Berichts mit dem Gefährdungspotenzial
und den Chancen neuer Medien.Neue Medien gehören
zur sozialen Realität, auch derjenigen von Kindern und
Jugendlichen. Es ist daher richtig, dass der Bundesrat
zunächst bei der Förderung ansetzt und die Information
über Medieninhalte oder die Massnahmen zur Förde-
rung der Medienkompetenz verbessern will. 
Unbefriedigend sind dagegen die Schlussfolgerungen
zur Regulierung der Verbreitung und Nutzung ungeeig-
6 Vgl. z.B. Rauf Ceylan, Ethnische Kolonien. Entstehung, Funktion und
Wandel am Beispiel türkischer Moscheen und Cafés, Wiesbaden 2006. 
neter Medieninhalte. Der Bundesrat will im Wesent-
lichen beim Status quo von Kantonszuständigkeit,
Selbstregulierungen der Branchen und vereinzelten
Straftatbeständen bleiben. Jugendmedienschutz darf
aber als öffentliche Aufgabe nicht einfach in die Selbst-
verantwortung der Branchen wegdelegiert werden. Mit
dem Strafgesetzbuch allein kann die nötige Differenzie-
rung nicht erreicht werden und in der raschen Entwick-
lung der neuen Medien ist der föderalistischeWeg nicht
mehr zielführend.Deshalb ist eine klare Empfehlung an
das Parlament angezeigt, die Bundesverfassung zu
überprüfen, die eine umfassende Bundesregulierung für
den Kinder- und Jugendmedienschutz heute noch nicht
zulässt.
Zu den Schlussfolgerungen des Bundesrats hält die
EKKJ fest, dass sie – wie erwähnt – die Verbesserung
der statistischen Grundlagen zu jugendlichem Gewalt-
verhalten begrüsst, besonders im Bereich der Dunkel-
ziffer. Auch die Verabschiedung des gesamtschweizeri-
schen Programms zur Prävention und Bekämpfung von
jugendlichem Gewaltverhalten und dessen multilatera-
le Herangehensweise ist ein guter erster Schritt, um eine
langfristige Strategie gegen jugendliches Gewaltverhal-
ten aufzubauen. Es ist zu hoffen, dass die Empfehlun-
gen aus den vier analysierten Themenbereichen eine
tatsächliche, evaluierte Umsetzung erfahren.
Luca Cirigliano, lic.iur., Mitglied der EKKJ, Richter am Bezirks-
gericht Lenzburg. 
E-Mail: luca.cirigliano@rwi.uzh.ch 
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